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Liebe Leserin,
lieber Leser,

... und wieder geht
ein Jahr zu Ende, das
uns allen wegen der
Corona-Krise noch
lange in Erinnerung
bleiben wird. Die Pandemie wird uns
leider auch im Jahr 2022 beschaftigen.
Dann aber hoffentlich nur noch in
geringem Umfang.

Axel Kaufmann

Am 08.11.2021 fand das fiir die Aufrecht-
erhaltung unserer Zertifizierung erforder-
liche jahrliche Uberwachungsaudit fiir
samtliche zu unserer Immobiliengruppe
gehérenden Gesellschaften statt. Der TUV
Nord Cert bestatigte im Rahmen der Audit-
berichte, dass wir die Anforderungen der
DIN EN ISO 9001:2015 weiterhin erfillen.
Das Qualitdtsmanagement und die Kun-
denzufriedenheit bestimmen nach wie
vor unser Handeln.

Auch fiir das kommende Jahr haben wir
uns wieder zum Ziel gesetzt, lhre Anspri-
che an uns mit viel Engagement und
Professionalitat zu erfiillen. Fiir das ablau-
fende Jahr moéchten wir uns auch im
Namen aller Mitarbeiter/-innen fiir die

vertrauensvolle Zusammenarbeit bedanken.

Wir freuen uns trotz der schwierigen
Zeiten auf die bevorstehende Weihnachts-
zeit sowie die ruhigen Tage zum Jahres-
wechsel und wiinschen Ihnen eine be-
sinnliche und ruhige Zeit sowie einen
guten Start ins neue Jahr.

Bleiben Sie gesund.
Viel Spal} beim Lesen!

Herzlichst Ihr

Axel Kaufmann Thomas Traub
Geschiftsflihrer VOW Immobilienmanagement GmbH
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Dauerhaftes Nutzungsverbot durch
Mehrheitsbeschluss der Wohnungs-
eigentiimer ist rechtswidrig

Gegenstand der am 15.10.2021 verkiindeten Entscheidung des fiir das Wohnungs-
eigentumsrecht zusténdigen V. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs ist die Frage, ob
Wohnungseigentiimer die Nutzung des gemeinschaftlichen Eigentums mit einem
Mehrheitsbeschluss aus Griinden der Verkehrssicherheit dauerhaft verbieten konnen,
wenn auch das Sondereigentum infolge des Verbots nicht mehr genutzt werden kann.

Sachverhalt:

Das Verfahren betrifft ein nach dem Wohnungseigentumsgesetz aufgeteiltes, tiber 40 Jahre
altes und stark sanierungsbediirftiges Parkhaus. Drei der insgesamt elf Ebenen des
Parkhauses stehen als eigene Teileigentumseinheit im Sondereigentum der Kldgerin. Sie
vermietet ihre Einheit an ein benachbartes Hotel. Die iibrigen Ebenen mit den Einheiten
der Beklagten sind seit Jahren aufier Betrieb. Nachdem das Bauordnungsamt Nach-
weise fiir die Einhaltung der brandschutztechnischen Mindestanforderungen angefor-
dert hatte, beschlossen die Wohnungseigentiimer mehrheitlich, dass die Ebenen, die
zu der Einheit der Kldgerin gehoren, nicht mehr genutzt werden diirfen. Vor dem Hin-
tergrund, dass die Gemeinschaft eine Sanierung bereits zu einem fritheren Zeitpunkt
abgelehnt hatte, wurde der Kldgerin gestattet, die brandschutztechnischen Mdngel
selbst und auf eigene Kosten zu beseitigen; erst nach Vorlage entsprechender Nach-
weise sollte sie die Nutzung wieder aufnehmen diirfen.

Bisheriger Prozessverlauf:

Die Beschlussmdngelklage der Kldgerin hat das Amtsgericht abgewiesen. Ihre Berufung
war erfolglos. Mit der von dem Landgericht zugelassenen Revision wollte die Kldgerin
erreichen, dass der Beschluss fiir ungiiltig erklart wird.

Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs:

Die Revision hat Erfolg gehabt. Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat der
Beschlussmdngelklage stattgegeben und den Beschluss fiir ungiiltig erkldrt. Dabei hat
sich der Bundesgerichtshof von folgenden Erwdgungen leiten lassen:

Im Grundsatz kénnen die Wohnungseigentiimer im Rahmen der ordnungsmafigen
Verwaltung ein auf das gemeinschaftliche Eigentum bezogenes Nutzungsverbot zum
Zwecke der Gefahrenabwehr beschliefien. Das kommt aber jedenfalls dann nur aus
zwingenden Griinden und in engen Grenzen in Betracht, wenn dadurch die zweck-
entsprechende Nutzung des Sondereigentums eingeschrdankt oder — wie hier — sogar
vollstdndig ausgeschlossen wird. Denn nach der Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs sind die Wohnungseigentiimer verpflichtet, die Behebung gravierender
baulicher Mangel des gemeinschaftlichen Eigentums zu veranlassen, die eine
Nutzung des Sondereigentums zu dem vereinbarten Zweck erheblich beeintréch-
tigen oder sogar ausschlief3en. Sie konnen sich nicht darauf berufen, dass ihnen die
damit einhergehenden Kosten nicht zuzumuten seien. Dieser Verpflichtung zur Vor-
nahme zwingend erforderlicher Mafinahmen koénnen sich die Wohnungseigentiimer
auch nicht durch ein mehrheitlich verhdngtes dauerhaftes Nutzungsverbot entziehen.
Als solches wirkt sich der angefochtene Beschluss faktisch aus, weil die Beseitigung
der Brandschutzmdngel der Kldgerin iberantwortet wurde.

Lesen Sie weiter auf Seite 2.



Winter 2021/2022

+ VOW Intern ++ VOW Intern +

Personelle Veranderungen

Im Juni 2021 haben wir Caroline Parr (26)
als Assistentin fiir zwei Objektmanage-
rinnen im Geschaftsbereich Wohnungsei-
gentumsverwaltung eingestellt.

Seit August 2021 unterstiitzt uns als neuer
Objektmanager fiir den Geschéaftsbereich
Wohnungseigentumsverwaltung Christian
Fuls (42).

Ebenso ab August 2021 erlernen Laurin
Dathe (21) und Jonas Dierling (20)
bei uns als Auszubildende das Berufsbild
Immobilienkaufmann.

Wir wiinschen den neuen Mitarbeiterinnen
und Miarbeitern einen guten Start und
freuen uns auf eine angenehme Zusam-
menarbeit.

Darf man im Teileigentum

auch wohnen?

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat ent-
schieden, dass eine Scheune, die im
Teileigentum stand, auch zum Wohnen
genutzt werden darf (BGH, 16.07.2021,
V ZR 284/19). Der Eigentiimer hatte das
alte Gebdude abreifen lassen und wollte
es durch ein Einfamilienhaus ersetzen.
Das Grundbuchamt war bereit, die Nut-
zungsdnderung von Teileigentum in
Wohnungseigentum vorzunehmen.
Miteigentiimer klagten dagegen. Ein der-
artiges, einseitiges Anderungsrecht besteht
nur dann, wenn die Gemeinschaftsord-
nung eine Offnungsklausel enthalt.

Dies war hier nicht der Fall. Der BGH
erlaubte jedoch trotzdem die Wohnnut-
zung, weil Wohnen im Vergleich zu einer
gewerblichen Nutzung wie Gaststdtte,
Co-Working-Spaces oder Callcenter nicht
als storender anzusehen ist. Die verbrei-
tete Meinung, Wohnen sei die intensivste
und konflikttrachtigste aller Nutzungs-
arten, unterstiitzt der BGH nicht.
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Fortsetzung von Seite 1.

Ein dauerhaftes Nutzungsverbot konnte nur dann rechtmaflig sein, wenn eine Sanie-
rungspflicht der Wohnungseigentiimergemeinschaft gemaf} § 22 Abs. 4 WEG aF (nun-
mehr § 22 WEG) ausgeschlossen wdre; dann miisste die Gefahrenabwehr durch Stillle-
gung des Gemeinschaftseigentums erfolgen. Der Bundesgerichtshof hat nun geklart,
dass die Sanierungspflichten der Wohnungseigentiimer, die aus der Uberalterung bzw.
der mangelnden Instandhaltung des Gebdudes herriihren, durch die genannte Vor-
schrift nicht begrenzt werden. Zerstort im Sinne von § 22 Abs. 4 WEG aF (nunmehr

§ 22 WEQ) ist ein Gebdude nur dann, wenn seine Nutzbarkeit durch punktuelle
Ereignisse (wie Brand, Uberflutung oder Explosion) wesentlich beeintréichtigt
oder aufgehoben ist. Das ergibt sich schon aus dem Wortlaut der Norm mit dem
Zusammenhang von Zerstérung, Wiederaufbau und Versicherungsleistung. Nach
dem normalen Sprachgebrauch ist ein Gebdude nur dann zerstért, wenn seine Nutz-
barkeit ganz oder teilweise aufgehoben ist, nicht hingegen deshalb, weil eine Sanie-
rung hohe Kosten verursacht. Bestdtigt wird diese Sichtweise dadurch, dass das Gebaude
»zu mehr als der Halfte seines Werts“ zerstort sein muss, damit der Anspruch auf Wieder-
aufbau ausgeschlossen ist. Bei einem punktuellen Ereignis wie einem Flutschaden bezieht
sich der Wertvergleich auf den realen Gebdudewert vor und nach der Zerstérung. Bei
einem Sanierungsstau fehlt es schon an einem konkreten Zeitpunkt, auf den ein , Vorher-
Nachher-Vergleich” realer Werte bezogen werden kénnte. Auch wenn die Gesetzesmateri-
alien unergiebig sind, diirften dem Gesetzgeber bei Abfassung der Norm kurz nach
Kriegsende im Jahre 1951 Verschlechterungen von Gebduden durch Bombenangriffe
und damit durch punktuelle Ereignisse vor Augen gestanden haben.

Eine analoge Anwendung der Norm scheidet ebenfalls aus. Das Gesetz enthdlt schon
keine planwidrige Regelungsliicke. Der in § 22 Abs. 4 WEG aF geregelte Ausschluss
des Wiederaufbaus steht in engem Zusammenhang mit der Aufhebung der Gemein-
schaft, die das Gesetz grundsdatzlich ausschlief3t (§ 11 WEG aF). Eine erleichterte Auf-
hebung der Gemeinschaft bei Uberalterung des Gebdudes oder Unrentabilitét der
Sanierung ist im jiingsten Gesetzgebungsverfahren ausgiebig diskutiert worden, ohne
dass dies in der zum 1. Dezember 2020 in Kraft getretenen Neufassung des Wohnungsei-
gentumsgesetzes aufgegriffen worden wdre. Die begrenzte Lebensdauer von Gebduden
konnte zwar auf rechtspolitischen Handlungsbedarf schliefen lassen; eine planwidrige
Regelungsliicke ist aber nicht erkennbar, nachdem der Gesetzgeber in Kenntnis des
Problems von einer Neuregelung abgesehen hat. Zudem ldsst sich die Zerstérung eines
Gebdudes auch nicht - wie es eine Analogie weiter voraussetzte - mit einem Sanie-
rungsstau vergleichen. Gerade Brandschutzmdngel, marode Leitungen oder energe-
tische Defizite lassen sich bei dlteren Gebduden hdufig nur mit sehr hohem Sanie-
rungsaufwand beheben; trotzdem kann sich eine Sanierung als rentabel erweisen.
Erst recht ldsst sich die Angemessenheit der Rechtsfolge des § 22 Abs. 4 WEG aF bei
einem Sanierungsstau bezweifeln. Insbesondere bei Wohngebduden erscheint es
ndmlich wenig liberzeugend, einen Mehrheitsbeschluss tiber die Sanierung ab dem
Erreichen einer Wertgrenze zu untersagen, obwohl die Mehrheit der Wohnungseigen-
tlimer die Nutzbarkeit ihrer Wohnungen dauerhaft sicherstellen mochte.

Urteil vom 15. Oktober 2021 - V ZR 225/20
Quelle: Pressestelle des Bundesgerichtshofs (auszugsweise)

Richtig heizen und liften

RegelmiRig mit weit gedffneten Fenstern
kurz liiften, ist effektiver und wesentlich
besser fiir das Raumklima, als die Fenster
in Kippstellung zu bringen.

Foto: Kerstin Riemer,
Pixabay

Wer in der kalten Jahreszeit richtig heizt und richtig liiftet, spart Heizenergie, schont
das Klima und entlastet den Geldbeutel. Rund 20 Prozent Ersparnis der Heizkosten
sind moglich. Wichtig ist eine moglichst konstante Raumtemperatur. Je nach Zimmer
reichen die Stufen zwei und drei des Thermostats aus. Beim Liiften ist regelmdfiiges
Quer- und Stofliiften sinnvoll. Wer das wenige Minuten, aber regelmafiig macht,
tauscht die feuchte, verbrauchte Raumluft aus, verhindert das Auskiihlen der Raume
und verringert das Schimmelrisiko. Das gilt insbesondere fiir schlecht geddmmte
Bestandsgebdude. Wer die Wohnung fiir einige Stunden verldsst, sollte die Heizung
nicht vollstandig abschalten, sondern nur etwas herunter drehen.
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Alle Gebaude sollen in 20
Jahren klimaneutral sein

Die neue Regierung will die ambitionierten
Klimaziele Deutschlands und der EU enga-
giert umsetzen. Deutschland soll bis 2045
klimaneutral werden. Der Gebdudebereich
spielt dabei eine entscheidende Rolle, weil
er rund ein Drittel aller CO,-Emissionen
verursacht. Allein in diesem Bereich
miissen die CO,-Emissionen bis 2030 um
44 Prozent sinken.

Der Grofdteil der Minderungen entfallt
auf Mafinahmen an der Gebdudehiille
und technische Anlagen. Der Einsatz von
Warmepumpen und der Ausbau der
Warmenetze soll massiv vorangetrieben
werden. Immobilieneigentiimer miissen
ihre Hdauser in den ndachsten 20 Jahren
energetisch fit machen. Betroffen sind
rund 70 Prozent aller Wohngebdude.

Novelle der Heizkosten-
verordnung beschlossen
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Zahler und Heizkostenverteiler, die nach
dem Inkrafttreten der neuen Heizkosten-
verordnung eingebaut werden, miissen
fernablesbar sein. Vorhandene Messgerdite,
die nicht fernablesbar sind, miissen bis
Ende 2026 nachgeriistet oder ersetzt
werden. In Einzelfdllen gelten Ausnah-
men. Werden nur einzelne Gerdte eines
Gesamtsystems ausgetauscht, das nicht
fernablesbar ist, gilt diese Pflicht nicht.
Fernablesbare Messgerdte oder Systeme
missen interoperabel sein. Das heifit,
sie miissen Daten mit anderen Systemen
austauschen kénnen. Damit soll der
Wettbewerb gestdrkt und ein Wechsel des
Messdienstleisters erleichtert werden.

Vorteile durch Smart
Meter Gateway

Immobilien werden zukiinftig Teil der
digitalen Welt sein. Damit die Daten,
beispielsweise iiber den Verbrauch von
Strom-, Gas-, Wasser- und Wdrme mit
Dienstleistern, Lieferanten und Service-
unternehmen austauschbar sind, wird
ein Gerdt gebraucht, das den Daten-
transfer ermdglicht: das Smart Meter
Gateway (SMGW). Je nach Ausstattung
des Gebdudes konnen weitere Gerdte
und Anlagen iiber das SMGW gesteuert
werden, beispielsweise eine intelligente
Heizung. Der Eigentiimer hat jederzeit
Zugriff auf alle Daten und kann den
Zugang fiir fremde Nutzer sperren oder
freigeben. Der Vorteil: mehr Transparenz
iiber den Energieverbrauch, Unterstiitzung
weiterer Anlagen zur Erzeugung und
Nutzung erneuerbarer Energien.
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Immer hohere Kredite bei weniger Eigenkapital

Darlehensnehmer benotigten im Herbst 2021 durchschnittlich 314.000 Euro Fremdkapital
fir ihren Immobilienkauf. Vor einem Jahr waren es rund 22.000 Euro weniger. Diese
hohen Summen sind erforderlich, weil die Immobilienpreise rasant gestiegen sind.
Wegen des anhaltenden Zinstiefs sind Finanzierungen in dieser Hohe aber immer
noch erschwinglich. Mit den steigenden Immobilienpreisen sind auch hohere Kaufneben-
kosten fiir Grunderwerbsteuer, Makler- und Notargebiihren verbunden. Diese Kosten
sollten aus Ersparnissen beglichen werden kénnen, was heute hdufig nicht mehr
gelingt. Die bisherige Formel, nach der 20 Prozent des Immobilienpreises aus eigener
Tasche bezahlt werden sollen und die restlichen 80 Prozent finanziert werden kénnen,
hat sich gedndert. Wenn nach dem Bezahlen der Erwerbsnebenkosten kein Eigenkapital
mehr tibrig ist, gibt es inzwischen Angebote, den gesamten Kaufpreis zu finanzieren.
Voraussetzung dafiir ist, dass die Bank den Kaufpreis der Immobilie in Bezug auf
Lage, Alter und Zustand fiir nachhaltig halt.

Kleinstadte werden immer
beliebter zum Wohnen
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Der Reiz von Kleinstadten liegt in der Uberschaubarkeit, an den menschlichen Dimensionen
und daran, dass sie ein gesundes Wohnklima bieten konnen.

Fast immer stehen die Grof3stddte im Mittelpunkt des Interesses, wenn es um steigende
Mieten und Immobilienpreise geht. Dabei leben in deutschen Kleinstddten ebenso
viele Menschen wie in den Metropolen, ndmlich rund 24,4 Millionen Menschen. In
den 80 deutschen Grofdstadten sind es mit 26,6 Millionen kaum mehr. Die Blickrich-
tung kénnte sich bald dndern, denn die meisten Kleinstéidte im Umland von Grof3-
stadten verzeichneten zwischen 2009 und 2019 Bevolkerungsgewinne von bis zu 30
Prozent. Die wachsenden Einwohnerzahlen fiihren zu mehr Steuereinnahmen, zu
einer besseren Entwicklung der Infrastruktur und schlieRlich zu besseren Lebensbedin-
gungen. Kleinstddte werden nicht nur als Wohnorte immer beliebter, sie spielen auch
als Standorte fiir Wirtschaft und Arbeit in der Region eine wichtige Rolle. Maf3geblich
fir den neuen Trend ist aber die hohe Lebensqualitéit durch die weichen Faktoren:
weniger Verkehr, bessere Luft, geringerer Ldrm und eine nattirliche Umgebung.

Mieterhohung: Mietspiegel muss nicht
angefiigt werden

Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer Mieterh6hung bis zur ortsiiblichen Ver-
gleichsmiete verlangen, wenn die Miete seit 15 Monaten unverdndert ist. Das Mieter-
hoéhungsverlangen kann frithestens ein Jahr nach der letzten Mieterh6hung gestellt
werden. Der Vermieter muss die Mieterh6hung begriinden. Das geschieht tiblicherweise
mit dem Mietspiegel. Dieser muss dem Mieterhéhungsverlangen aber nicht beigefiigt
werden, wenn er allgemein zugdnglich ist. Das ist er auch dann, wenn er nur gegen
eine geringe Schutzgebiihr erhdltlich ist. In einem aktuellen Fall in Niirnberg stimmte
die Mieterin einem Mieterh6hungsverlangen nicht zu. Das Landgericht bemdéngelte,
dass die Mietpreisspanne nicht angegeben worden und der Mietspiegel nicht beigefiigt
gewesen sei. Der Bundesgerichtshof (BGH, 07.07.2021, Az. VIII ZR 167/20) bestdtigte
diese Auffassung nicht. Das Mieterh6hungsverlangen enthalte alle notwendigen
Angaben zur Wohnung, damit der Mieter es priifen konne.
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Energiepreise explodieren

Die Kosten fiir die Energieerzeugung sind
binnen weniger Monate in die Hohe ge-
schossen. Das betrifft alle fossilen Brenn-
stoffe sowie Strom. Der Erdgaspreis hat
sich verdreifacht. Fiir Strom hat sich der
Grofhandelspreis an der Energiebdrse
seit vergangenem Herbst verdoppelt.
Viele Grundversorger haben ihre Preise
bereits deutlich erhéht. Versorgungseng-
pdsse sieht das Bundeswirtschaftsmini-
sterium fiir Deutschland aber nicht. Die
ungewohnlich frith eingetretene Verteue-
rung ist die Folge von Preisspriingen auf
Europas Groffhandelsmarkten. Die Half-
te des Strompreises setzt sich aus Steuern
und Abgaben zusammen.

Versicherung gegen
Sturm, Starkregen und
Gewitter

Heftige Unwetter richten vermehrt Unheil
an. Die Wohngebdudeversicherung zahlt
aber erst, wenn ein Sturm mindestens
Windstarke acht erreicht. Die Versiche-
rungen ersetzen beispielsweise die Kosten
fiir Schaden am Dach, am Schornstein
oder am Haus durch umgestiirzte Bdume.
Immer wichtiger wird die Elementar-
schaden-Zusatzversicherung. Sie schiitzt
bei Schdden durch Uberschwemmungen,
Erdrutsch, Lawinen oder Erdbeben.

Grunderwerbsteuer auf

Instandhaltungsriicklage

Die jahrzehntelange Praxis, im Kaufver-
trag fiir eine Eigentumswohnung die
Instandhaltungsriicklage vom Kaufpreis
abzuziehen, um Grunderwerbsteuer zu
sparen, hat der Bundesfinanzhof gekippt.
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Begriindung:

Die anteilige Instandhaltungsriickstellung
ist Teil des Verwaltungsvermdogens der
Wohnungseigentiimergemeinschaft und
nicht Vermogen des Wohnungseigen-
timers. Diese Regelung betrifft laut
Bundesfinanzhof nicht das mit tiberge-
bene ,, Zubehor”, das weiterhin abziehbar
bleibt (BFH, 16.09.2020, II R 49/17).

In einigen Grofstadten
stagnieren die Mieten
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Viele Wohnungssuchende in Frankfurt weichen wegen der hohen Mieten ins Umland aus.
In Miinchen gleichen sich die Preise im Landkreis und in der weiteren Umgebung immer
starker an das Stadtniveau an.

Das dritte Jahr in Folge fallen die Mietpreissteigerungen im Bundesdurchschnitt geringer
aus als im jeweiligen Vorjahr. Die Angebotsmieten sind in einem Grofsteil der Stddte
stabil geblieben — vor allem in den teuren Stadten Miinchen, Frankfurt, Stuttgart und
Hamburg. In sechs von 14 Stddten stagnierten die Preise und in drei weiteren sind sie
sogar leicht gesunken. Berlin stellt eine Ausnahme dar. Dort verteuerten sich die Mieten
nach Aufhebung des Mietendeckels. Die Wucht des Mietanstiegs nimmt in den
Schwarmstdadten ab, berichtet auch das Forschungsinstitut empirica. Im Gegenzug
steigen die Mieten im Umland erheblich stdrker — allerdings auf niedrigerem Niveau.
Das geht aus dem Ergebnis des Dreijahresvergleichs der Stadte Koln, Frankfurt, Stuttgart
oder Miinchen mit ihren jeweiligen Umlandkreisen hervor.

Miilltrennung soll einfacher werden

Am 3. Juli 2021 ist das neue Verpackungsgesetz in Kraft getreten. Die Gesetzesnovelle
verscharft die Regeln fiir Industrie und Gastronomie, um die Miilltrennung zu erleich-
tern. Dadurch soll die Recyclingquote steigen: fiir Kunststoffverpackungen von bisher
36 Prozent auf 63 Prozent, bei Verpackungen aus Metall, Glas und Papier sogar auf
90 Prozent. Die Deutschen sind in der Milltrennung weit fortgeschritten, im europd-
ischen Vergleich produzieren sie aber iiberdurchschnittlich viel Miill. Was in den Gelben
Sack oder die Gelbe Tonne gehdért, ist jeweils Sache der Kommunen und Entsorgungs-
betriebe und daher regional unterschiedlich. Etwa die Halfte der Verpackungen landet
in der falschen Tonne und erschwert das Recycling. In einzelnen Stddten diirfen auch
stoffgleiche Nichtverpackungen in die gelben Behdltnisse, in anderen muss der Aludeckel
vom Joghurtbecher abgezogen werden.

Baubeginn fiir héchstes Holzhochhaus

Uber 20.000 Quadratmeter Bruttogeschossfliche verteilt auf 19 Stockwerke: So grofy
soll das Holzhochhaus ,Roots” werden. Der Name ist Programm: Das Gebdude soll ein
Meilenstein auf dem Weg einer klimaneutralen Nachverdichtung sein. Es soll resilienter,
langlebiger und ressourcenschonender sein als andere Bauwerke. Nachhaltigkeit sei
kein Trend, sondern eine Haltung, betonen die Initiatoren, die Deutsche Wildtier
Stiftung. Bis zum Jahr 2024 sollen im Elbbriickenquartier der HafenCity Hamburg
181 Wohneinheiten im 65 Meter hohen Wohnturm entstehen, davon 128 Eigentums-
wohnungen, 53 offentlich geforderte Wohnungen und Biiros. Das Investitionsvolumen
betragt rund 140 Millionen Euro.
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	Alle Gebäude sollen in 20 Jahren klimaneutral sein
	Novelle der Heizkostenverordnung beschlossen
	Vorteile durch Smart Meter Gateway
	Immer höhere Kredite bei weniger Eigenkapital
	Kleinstädte werden immer beliebter zum Wohnen
	Mieterhöhung: Mietspiegel muss nicht angefügt werden
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